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Rülke: Nicht nur nach Berlin rufen, sondern Herausforderungen im Land
konkret angehen

Zur heutigen aktuellen Debatte im Landtag zur Flüchtlingspolitik nach dem Flüchtlingsgipfel am
vergangenen Montag sagte der Vorsitzende der FDP-Landtagsfraktion, Dr. Hans-Ulrich Rülke: 

„Die FDP-Landtagsfraktion begrüßt die Einigkeit im Parlament, dass die Herausforderungen in der
Flüchtlingspolitik des Landes nur gemeinsam mit allen beteiligten Akteuren gelöst werden können.
Hinter den jüngsten Dialogen darf sich allerdings nicht die Ideenlosigkeit der Landesregierung
verstecken. Wir brauchen jetzt eine klare gemeinsame Linie und nicht nur Hilferufe der Landesregierung
nach Berlin und Brüssel.

Zunächst muss der Blick auf die Aufgaben des Landes gerichtet werden. Unklar bleibt weiterhin, wie der
Ausbau der Erstaufnahme auch personell gelingen soll, insbesondere im Bereich der ärztlichen
Versorgung und Sozial- und Verfahrensberatung. Auch Vorschläge aus der Wirtschaft, das
Fachkräftepersonal von Asylsuchenden zu nutzen, bleiben unbeantwortet. Schließlich müssen die Kreise
weiterhin auf verbindliche Lösungen warten, wie die Unterbringung der Flüchtlinge sicher finanziert
werden kann. Beispielsweise darf es nicht bei nur 57% Kostendeckung in Stuttgart bleiben. Hier fordern
wir zügige Lösungen. Das Wohnungsbauförderungsprogramm für Flüchtlingsunterbringung muss klarer
konkretisiert werden und benennen, wie zum Beispiel eine Kofinanzierung mit den Gemeinden aussehen
kann. Wir müssen aber erkennen, dass es sich bei den 30 Mio. € für alle Landkreise um Hilfe in sehr
homöopathischen Dosen handelt.

Zu einer gemeinsamen Linie muss aber auch eine klare Position im Land zu Fragen etwa der
Verteilungsquote für Flüchtlinge in Europa gehören. Eine Klarstellung steht noch aus, wie die
Landesregierung sich nach dem Dissens zwischen dem Ministerpräsidenten und seinem Minister
Friedrich nun zu positionieren gedenkt.“

 


